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E I N L E I T U N G 

Der erste Band dieser zweibändigen Geschichte des demokratischen 
Berlin in der ersten und zweiten deutschen Republik, der die Entste-
hung, Ausbildung und Leistung wie die Chance, die Krise und den 
Sturz der Berliner Demokratie in der Weimarer Republik beschreibt,"" 
enthält einleitend bereits den Hinweis auf den wesentlichen Unter-
schied, der die beiden Phasen der demokratischen Entwicklung Berlins 
voneinander abhebt: Die zentralen Funktionen der demokratischen 
Metropole Berlin, die in der Hauptstadt des Freistaates Preußen und 
der Reichshauptstadt der Weimarer Republik eine mehr national und 
staatlich beeinflußte Entwicklung entstehen ließen, führten in Berlin 
nach dem Zweiten Weltkrieg und dann in der geteilten Stadt zwischen 
Ost und West eine überwiegend von der Weltpolitik bestimmte Ent-
wicklung der Berliner Demokratie herbei. Im einen wie im anderen Fall 
blieb die Berliner kommunale Demokratie gleichwohl eine auf die ge-
meinnötigen täglichen Bedürfnisse ihrer Bürger, besonders auf der Be-
zirksebene, hin ausgerichtete gemeindliche Selbstverwaltung. „Berliner 
Demokratie" stellt sich also auch in den Nachkriegs- und Wiederauf-
baujahrzehnten von Stadt und Land Berlin zwischen dem Ende des 
Zweiten Weltkriegs und der Gegenwart dar als eine ständige Mischung 
von parlamentarisch-demokratischer Praxis im Dienst nationaler und 
weltpolitischer Funktionen und einem politischen Entscheidungspro-
zeß für den Bürger in seinem täglichen gemeindlichen Leben im städti-
schen und bezirklichen Raum. 

In der unmittelbaren Nachkriegszeit bot sich der Stadt die Chance 
zum demokratischen Neuanfang, die die Berliner in imponierender 
Weise nutzten. Dennoch konnte in den folgenden Jahren nicht verhin-
dert werden, daß der an Intensität und Schärfe zunehmende Ost-West-

* Siehe Otto Büsch/Wolfgang Haus, Berlin als Hauptstadt der Weimarer Republik 
1919—193J, in: Ot to Büsch/Wolfgang Haus/Georg Kotowski/Hans J . Reichhardt, 
Berliner Demokratie 1919—1985, Band 1 (= Veröffentlichungen der Historischen 
Kommission zu Berlin, Bd. 70/1), Berlin 1987. 



VI Einleitung 

Gegensatz hier zur Spaltung der Stadt führte und ihrem östlichen Teil 
seither die Gestaltung seiner Angelegenheiten nach demokratischen 
Grundsätzen wie im Westteil verwehrt blieb. Insoweit ist in diesem 
zweiten Band, wenn von Demokratie in Berlin die Rede ist, seit 1948/49 
stets nur jene in dessen westlicher Hälfte gemeint. 

Ganz im Gegensatz zur Weimarer Republik, als nach gut einem 
Jahrzehnt mit einer kurzen Blütezeit unter den verheerenden Auswir-
kungen der Weltwirtschaftskrise radikale politische Kräfte die Ober-
hand gewannen und die parlamentarische Demokratie ihrem Ende ent-
gegentaumelte, als man selbst in Berlin 1931 die Selbstverwaltung wie-
der mehr auf autoritäre Strukturen hin ausrichten zu müssen glaubte, 
nahm die Entwicklung seit 1945 einen völlig anderen Verlauf. Nach der 
selbst verschuldeten Katastrophe lag allem politischen Handeln in der 
Stadt ausgesprochen oder unausgesprochen die Maxime zu Grunde, 
jeden Irrweg zu vermeiden, der vielleicht noch einmal ein solches Resul-
tat zur Folge haben könnte. Es war gleichsam ein elementares Verlan-
gen nach Demokratie, das die Menschen dieser Stadt beherrschte, dem 
sie bei dem runden Dutzend von Wahlen während der letzten vier 
Jahrzehnte nahezu bekenntnishaft Ausdruck verliehen und das sie bei 
den schweren Krisen um die Stadt jeweils am Ende der 40er wie der 50er 
Jahre so völlig anders als in der Schlußphase der Weimarer Republik 
reagieren ließ. 

Selten und wohl nirgends so stark wie in Berlin bestand und besteht 
noch immer eine so direkte Wechselwirkung zwischen internationaler 
Politik und internen Entscheidungen wie Reaktionen. Mag der Westen 
bei der ersten schweren Krise im Sommer 1948 in der Behauptung seiner 
Position in der Stadt sich auch von der Wahrung seiner Interessen 
haben leiten lassen, so bleibt völlig unzweifelhaft, daß das überwälti-
gende Bekenntnis der Berliner Bevölkerung zur demokratischen Le-
bensform trotz äußerster Gefährdung und existentieller Nöte dabei 
den Ausschlag gab. Sollte die moralische Grundlage ihrer Politik wie 
ihre Glaubwürdigkeit keinen irreparablen Schaden nehmen, waren die 
Westmächte geradezu zum Verbleiben in der exponierten Stadt ge-
zwungen. 

Im vorliegenden zweiten Band zur Berliner Demokratie von der 
Besetzung durch die Alliierten bis in die Gegenwart schildert im Ersten 
Teil Hans J . Reichhardt die Entwicklung vom mühsamen und von 
erbitterten Auseinandersetzungen nicht freigebliebenen Neuaufbau 
demokratischer Strukturen inmitten der vom Krieg verwüsteten Stadt 
über ihre administrative Spaltung, die in der einen Hälfte auf der 



Einleitung VII 

Grund lage e iner Ver fas sung zur Bi ldung des Landes Berl in mi t engem 

Ansch luß an die Bundesrepubl ik Deutsch land und in der anderen 

Hä l f t e zu ihrer Umwand lung als „Haup t s t ad t " der D D R führ te , bis 

hin z u m Bau der M a u e r und dem Suchen nach e iner Po l i t ik , die sie ein 

wenig durchläss iger machen konnte . 

Die Wah l vom Früh jahr 1963 mark ie r t nach Uberzeugung beider 

Au to ren dieses Bandes eine gewisse Zäsur in der inneren demokra t i -

schen Entwick lung Berl ins. Nach ihrer Se lbs tbehauptung im Kampf 

gegen die Zwangsvere in igung in den Win t e rmona t en 1945/46 hat te die 

S P D sich stets als be s t immende pol i t i sche Kraft in der S t ad t erwiesen 

und nach 1948 nun ein zwe i tes Ma l über 60 % der S t immen erha l ten . 

Dieser Wahls ieg bedeute te zug le ich aber auch das Ende eines bes t imm-

ten Verha l t ensmus te r s der demokra t i schen Parte ien. T r o t z al ler Un-

terschiedl ichke i t in der pol i t i schen Zie l se tzung galt es, in die S t ad t 

betreffenden essentie l len Fragen eng zusammenzus tehen . N u n aber 

bed ingte die die ganze S tadt zerre ißende Maue r eben auch ein spürbares 

Nachlassen des äußeren Drucks . Folgl ich g laubten die Veran twor t l i -

chen auf die im demokra t i s chen Se lbstvers tändnis ohnehin nur für 

Notze i t en „reservierte" Große Koal i t ion endgü l t i g verz ichten und 

for tan das in al len wi rk l i chen Par lamenten normale Gegene inander von 

Reg ie rung und Oppos i t ion prakt iz ie ren zu können . 

Im Zweiten Teil dieses Bandes un t e rn immt es Georg Kotowski, die 

Ver f l ech tung der Ber l in-Pol i t ik der Großen Mäch t e mi t der inneren 

Entwick lung der Berl iner Demokra t i e aufzuze igen und die Wechse l -

w i rkungen des e inen Bereiches auf den andern darzus te l l en . Dabei hat 

in dem J ah rzehn t zwischen dem Mauerbau und der Unterze i chnung des 

1972 in Kraft t re tenden A b k o m m e n s über Berl in noch die Abwehr des 

äußeren Drucks Vorrang gehabt , während se i tdem innere Probleme 

zunehmend die Wäh le ren t sche idung bee inf lußten . N u r in diesem Zu-

sammenhang ist die Ablösung der Berl iner Soz ia ldemokra t i e als der 

bisher führenden pol i t i schen Kraft durch die Chr i s t l i ch-Demokra t i sche 

Un ion zu verstehen, wobei deu t l i ch wi rd , daß der Abs t i eg der S P D 

vornehml ich durch l ähmende innere F lüge lkämpfe bewi rk t wurde , so 

daß die Parte i zunehmend W ä h l e r an die C D U , a lsbald aber auch an 

die ,A l te rna t ive L i s te ' abgab, die zwar Te i l e iner „grünen" Bewegung in 

der Bundesrepubl ik Deutsch land ist , aber auffä l l ige Berl iner Besonder-

hei ten aufwe i s t . Eine s t ruk ture l l e Wir t schaf t skr i se , eine bedenkl iche 

Bevö lke rungsen tw ick lung und eine erst j e t z t deut l icher werdende Aus-

l änderprob lemat ik b i lde ten Rahmenbed ingungen , unte r denen sich die 

Berl iner Demokra t i e erneut bewähren mußte . 



VIII Einleitung 

Wie schon im ersten, so haben sich auch in diesem zweiten Band 
gewisse thematische Überschneidungen in den jeweils bearbeiteten 
Zeitabschnitten nicht vermeiden lassen, ebenso wie auch auf differen-
zierende Interpretationen nicht verzichtet wurde. Dies mag der Leser 
gleichwohl als einen gewissen Vorteil empfinden, kann er doch nun aus 
mehreren Blickwinkeln heraus die letzten vierzig Jahre Demokratie in 
Berlin betrachten. 

So wie im ersten Band zur Berliner Demokratie in der Weimarer 
Republik ist auch in diesem Band eine Wahl- und Sozialstatistik, nun 
für die Jahrzehnte zwischen 1945 und 1985, beigegeben, die unter 
Leitung von Otto Büsch und unter der Mitarbeit von Sabine Jung, 
Yorck Kaempfer, Dirk Rotenberg, Arthur Schlegelmilch, Robert Scholz 
und Andreas Splanemann von Felix Escher verantwortlich bearbeitet 
und kommentiert worden ist. Sie ist entstanden im Rahmen der Tätig-
keit der Arbeitsgruppe Berliner Demokratie' des Forschungsprojekt-
schwerpunkts „Geschichte Berlins" des Fachbereichs Geschichtswis-
senschaften der Freien Universität Berlin. Die Gegenüberstellung der 
Wahlergebnisse von Bezirks- und Stadtverordneten- bzw. Abgeordne-
tenhauswahlen zwischen 1946 und 1985 und der Bevölkerungs-, 
Konfessions- und Erwerbsstatistik nach Berufsgruppen und Wirt-
schaftszweigen auf städtischer, bezirklicher und Landesebene nach den 
Stichjahren der Volks- bzw. Fortschreibungszählungen von 1946,1950, 
1961, 1970 und 1980 mag es erlauben, durch eine solche erstmals in 
dieser Kombination zusammengestellte und kommentierte Statistik 
eine weitere Grundlage zum Begreifen der Bestimmungsgründe für das 
Wahlverhalten der Berliner in den einzelnen Phasen der Berliner Nach-
kriegsdemokratie und für die räumliche Zuordnung der Ergebnisse zu 
bieten. Die Analyse der Wahlen im Nachkriegsberlin in ihrem Zusam-
menhang mit den sozialen und politischen Daten der Stadtentwicklung 
bildet einen weiteren Zugang zur Geschichte dieses Zeitraums. 

Als einer der Beiträge der Historischen Kommission zu Berlin und 
der Autoren dieses Werkes zur 750-Jahr-Feier Berlins 1987 sollte die 
„Berliner Demokratie 1919—1985" — wie im ersten, so auch im vorlie-
genden zweiten Band — von vornherein ein äußeres Erscheinungsbild 
erhalten, das möglichst vielen Interessenten einen anschaulichen Zu-
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gang erlaubt. Dieses Buch enthält deshalb keinen Anmerkungsapparat 
und verzichtet auf methodologische oder theoretische Ausführungen 
über die geschichtswissenschaftliche Vorgehensweise. Das Literatur-
verzeichnis im Anhang — zusammengestellt von zwei Mitarbeitern der 
Arbei tsgruppe Berliner Demokratie ' , Yorck Kaempfer und Dirk Ro-
tenberg — bietet eine Auswahl von mehreren hundert Titeln an, die es 
dem kritischen Leser und Benutzer dieses Werkes ermöglicht, die 
einzelnen Teile der Ausführungen der Autoren dieses Bandes durch 
ergänzende Lektüre zu hinterfragen. Dieselben Mitarbeiter haben eine 
Zusammenstellung der Magistrate und Senate Groß-Berlins bzw. Ber-
lins (West) von 1945 bis zur Gegenwart beigegeben. Der Bildteil ist 
auch in diesem Band wieder in die Mitte zwischen die beiden Textbei-
träge gestellt und erlaubt es dem Leser so, sich rückblickend auf den 
Ersten Teil und in der Vorschau auf den Zweiten Teil die geschilderten 
Phasen der kommunal, national und international bestimmten Ge-
schichte Berlins in der zweiten Berliner Demokratie zwischen dem 
Ausgang des Zweiten Weltkriegs und der Gegenwart auch visuell an-
schaulich vor Augen zu führen. 

Der Sparkasse der Stadt Berlin West ' sind die Historische Kommis-
sion zu Berlin und das unterzeichnete Autorenteam für die finanzielle 
Unters tützung der Herausgabe auch dieses zweiten Bandes sehr dank-
bar. Dank sprechen die Autoren den oben bereits genannten Mitarbei-
tern für ihre Hilfe bei der Beschaffung von Material, bei der Bebilde-
rung und der Bereitstellung statistischer Unterlagen aus. Eine beson-
dere Würdigung verdienen wiederum der Lektor der Historischen 
Kommission, Christian Schädlich, für die Betreuung der Drucklegung 
und Karsten Bremer für die Mitwirkung bei der graphischen Gestaltung 
des Bandes. — Die Wahl- und Sozialstatistik zum Nachkriegsberlin ist 
wieder mit der finanziellen Hilfe entstanden, die die Freie Universität 
Berlin auf Empfehlung der zentralen ,Ständigen Kommission für For-
schung und wissenschaftlichen Nachwuchs' und auf Anordnung ihres 
Präsidenten, Prof. Dr. Dieter Heckelmann, zur Verfügung gestellt hat. 
— Der hier ausgesprochene Dank gilt ebenso erneut den Archiven, 
Bibliotheken und Bildstellen innerhalb und außerhalb Berlins und ihren 
vielen ungenannten Mitarbeitern, die den Autoren das Grundlagenma-
terial für die Niederschrift und Zusammenstellung dieses Werkes ver-
mittelt haben. 



X Einleitung 

Die 750-Jahr-Feier Berlins, die so viele wissenschaftliche, kulturelle 
und politische Ergebnisse gezeitigt hat, ist auch der Anlaß für die 
unterzeichneten Autoren geworden, über die erste und zweite Demo-
kratie in Berlin nachzudenken und ihre Überlegungen hierzu in diesem 
Werk niederzulegen. Das demokratische Berlin ist Anschauung und 
Lehre zugleich für die Möglichkeiten des modernen homo politicus, die 
verschiedenen Ebenen seiner gesellschaftlichen Zugehörigkeit zu seiner 
Gemeinde, zur Nation und zur Welt in einer Einheit zu sehen, zu 
begreifen und zu realisieren. 

Berlin-Nikolassee, Otto Büsch Georg Kotowski 
¡m August 1987 Wolfgang Haus Hans J. Reichhardt 
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E R S T E R T E I L 

Wiederaufbau und Festigung 
demokratischer Strukturen 

im geteilten Berlin 
1 9 4 5 — 1 9 6 3 

Hans J . Reichhardt 

I 
Vom Kriegsende bis zu den Oktober-Wahlen 1946 

Wenngleich eine Mehrheit seiner Bevölkerung noch bis zuletzt den 
Nationalsozialisten das J a zur endgültigen Festigung ihrer Macht im 
März 1933 verweigert hatte, wurde Berlin als Machtzentrum ihres 
Regimes dennoch geradezu zwangsläufig zum Brennpunkt der Flut von 
Haß und Verachtung, die in der ganzen Welt während jener zwölf 
dunklen Jahre herangewachsen war. T r o t z aller Differenzen zwischen 
den Alliierten über die Gestaltung der Nachkriegsverhältnisse in Eu-
ropa vollzog sich das Ende des Kampfes auf deutschem Boden im April 
und Mai 1945 noch immer unter dem Vorzeichen des Waffenbündnis-
ses zwischen Os t und West, das beiden Seiten zur Weiterführung des 
Krieges gegen Japan unentbehrlich, zur Fortdauer ihrer Zusammenar-
beit durch die Gründung der Vereinten Nationen als erster Vorausset-
zung des Friedens sowie zur gemeinsamen Niederhaltung des mühsam 
genug geschlagenen Gegners unerläßlich notwendig zu sein schien. 
Wenn selbst ein Mann wie Churchill noch im Januar 1945 die Möglich-
keit eines bis zu zwei Jahre dauernden deutschen Widerstandes nach 
der Niederlage befürchtete, verwundert es nicht, daß ein fast ängstli-
ches Bestreben eigentlich alle anderen führenden alliierten Politiker 
beherrschte, dem besiegten Deutschland nicht noch einmal, wie nach 
dem Ersten Weltkrieg, einen moralischen Anspruch aus den von ihnen 
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selbst proklamierten demokratisch-humanitären Grundsätzen der 
künftigen Friedensordnung zuzugestehen. Im Grunde war es wohl nur 
die Sorge, mit eigenen Mitteln die Kosten für einen Wiederaufbau 
Deutschlands tragen zu müssen, die das Verlangen auch der West-
mächte nach radikaler Unschädlichmachung des Feindes bremste und 
Zweifel am Umfang der ihm zugedachten territorialen und wirtschaft-
lichen Schwächung aufkeimen ließ. Derlei Überlegungen schließlich 
bewogen die Potsdamer Konferenz im Sommer 1945, an Deutschlands 
wirtschaftlicher Einheit festzuhalten, während die auf seiner politi-
schen Dezentralisierung — als einer Art Abklang auf die diversen 
Teilungs- und Zerstückelungspläne der Kriegsjahre — beruhende De-
mokratisierung noch ebenso auf dem Prinzip einer von den Siegern 
kontrollierten „Erziehung" der Deutschen beruhte. 

Nicht nur als Berlin in den verheerenden Luftangriffen der Winter-
monate 1944/1945 und noch einmal in den Straßen- und Häuserkämp-
fen während der Eroberung durch sowjetische Truppen Ende April sein 
Gesicht nahezu bis zur Unkenntlichkeit verlor, sondern auch noch als 
am 5. Juni die vier Oberbefehlshaber der Besatzungstruppen hier ge-
meinsam die oberste Gewalt übernahmen und die Potsdamer Konfe-
renz am 2. August vage Umrisse eines Regierungsprogramms für das 
zerschmettert am Boden liegende Deutschland festlegte, schien auf den 
ersten Blick für die Zukunft kein Raum mehr gegeben, in dem es seinen 
Rang als wichtigste Metropole Mitteleuropas hätte behaupten können. 
Und doch sollte diese Stadt, die im Frühsommer 1945 mit ihrer hun-
gernden und verzweifelten Bevölkerung von noch rund drei Millionen 
Menschen sich dem Beschauer als „größter Trümmerhaufen der Welt" 
darbot, trotz des Verlustes von Hauptstadtfunktionen eine Sonder-
stellung behalten und zu einem der wichtigsten Erfahrungsfelder jener 
Enttäuschungen werden, die das Anti-Hitler-Bündnis zerbrechen lie-
ßen und in den nun schon mehr als vier Jahrzehnte die Weltpolit ik 
beherrschenden Ost-West-Gegensatz mündeten. 

Grundlagen des Vier-Mächte-Status 

Schon während des Krieges hatten sich die Großmächte über den 
Verwaltungsmechanismus für Deutschland nach dessen bedingungslo-
ser Kapitulation in großen Zügen verständigen können. Doch die von 
der in London tagenden Europäischen Beratenden Kommission im 
September und im November 1944 getroffenen Abmachungen („Lon-
doner Protokolle"), später von den Staats- und Regierungschefs auf 
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ihren Konferenzen in Jal ta und Potsdam bestätigt, ließen genügend 
Möglichkeiten für verschiedenartige Auslegungen offen. Daher konnte 
es kaum ausbleiben, daß sich in der Praxis der Besatzungspolitik sehr 
bald fundamentale Unterschiede auftaten, die auf einer völlig konträ-
ren, ideologisch fundierten Interpretation der im staatlichen und poli-
tischen Leben gebräuchlichen Begriffe und Wertvorstellungen beruh-
ten. Dieses Faktum jedoch empfanden die Westmächte unter dem 
Eindruck des soeben errungenen gemeinsamen Sieges 1945 als nicht so 
schwerwiegend, um daraus bereits entsprechende Konsequenzen zu 
ziehen. Besonders deutlich trat dies in Berlin hervor, das ins Zentrum 
der Konfl ikte der Siegermächte rückte und eine Art Spiegelbild der 
Entwicklung in Deutschland nach dem Zweiten Weltkrieg darstellte. 

Im Unterschied zu allen anderen deutschen Städten nämlich zeigte 
sich hier, daß der kommunale Wiederaufbau nahezu völlig vom Stand 
der Beziehungen der Besatzungsmächte untereinander abhing. Die 
Londoner Protokolle hatten die Aufteilung des Reiches in drei bezie-
hungsweise später in vier von den Truppen der Siegermächte zu beset-
zende Zonen festgelegt. Deren Oberbefehlshaber bildeten zur einheit-
lichen Behandlung des Landes gemeinsam den Alliierten Kontrollrat 
mit Sitz in Berlin, das deshalb ausdrücklich von der allgemeinen Zonen-
einteilung ausgenommen blieb und den Status eines besonderen Gebie-
tes erhielt. 

Innerhalb der vom preußischen Gesetz über die Bildung der Ein-
heitsgemeinde Berlin vom 27. April 1920 gezogenen Grenzen sicherten 
bei der Sektoreneinteilung die Sowjets sich den Löwenanteil, nämlich 
mit acht Bezirken 45,6 % der Fläche und 36,8 % der Einwohner, wäh-
rend die Amerikaner mit sechs Bezirken und 23,9 % der Fläche sowie 
30,7 % der Einwohner, die Briten gar mit nur vier Bezirken und 18,7 % 
der Fläche sowie 18,9 % der Einwohner sich begnügen mußten, nach-
dem sie an die später einrückenden Franzosen zwei Bezirke mit 11,8 % 
der Fläche und 13,6 % der Einwohner abgetreten hatten. Die Sektoren 
in ihrer Gesamtheit regierte die Alliierte Kommandantur, bestehend 
aus den vier Sektorenkommandanten, deren Befehle und Anordnungen 
bis in Einzelheiten der Kommunalpolit ik hinein bindende Kraft besa-
ßen, was allein erst das Wirken einer einheitlichen Stadtverwaltung 
ermöglichte. 

Die Gefahr einer Spaltung Deutschlands wie seiner Hauptstadt Ber-
lin war durch ihre Einteilung in Zonen beziehungsweise Sektoren 
gleichsam vorgegeben, sollten die Verbündeten zu keiner gemeinsamen 
Politik finden. Denn Kontrollrat und Kommandantur mußten einmü-
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tig handeln, was jeder Besatzungsmacht erlaubte, ihr unerwünschte 
Beschlüsse durch ein Veto zu verhindern. Während der Kontrollrat im 
Grunde nur in Fragen der Zerschlagung des deutschen militärischen 
Potentials und der Verhinderung seines Wiederauflebens, der Uber-
windung des Nazi-Regimes und der Bestrafung von Kriegsverbrechern 
Einigkeit erzielen konnte, gestaltete sich die Zusammenarbeit in der 
Berliner Kommandantur zunächst recht verheißungsvoll. Offenbar 
schien es eben wesentlich einfacher, in praktischen Fragen zu einer 
Ubereinst immung zu gelangen; zudem galt die willkürliche Zerreißung 
einer organisch gewachsenen Mill ionenstadt wohl auch noch als eine 
solche Absurdität , an die allen Meinungsverschiedenheiten zum Tro tz 
kaum schon jemand zu denken wagte. 

Nach dem Ende der Kampfhandlungen vermochte die Sowjetunion 
den Einmarsch westlicher Truppen in Berlin hinauszuzögern und damit 
die Wochen ihrer Alleinherrschaft ausgezeichnet zu nutzen. Sie zog die 
Umrisse der ersten Nachkriegsverwaltung immerhin so dauerhaft, daß 
die erst am 11. Ju l i 1945 gebildete All i ierte Kommandantur an diesem 
Ergebnis nur wenig änderte und in ihrem Befehl Nr. 1 alles bestät igte, 
was die sowjetische Mil i tärverwaltung bis dahin geschaffen hatte. Viel 
bedeutsamer als die mit aller Energie unternommenen Schritte zur 
Ingangsetzung eines halbwegs normalen Lebens in der Stadt war je-
doch, daß sie durch Marschall Shukows berühmten Befehl Nr. 2 vom 
10. Juni politische Parteien und Organisationen in ihrem Bereich zuließ 
und damit scheinbar ihren Wil len demonstrierte, eine demokratische 
Entwicklung in Deutschland zu fördern. Aber hinter dieser vorerst so 
hoffnungsvoll st immenden Fassade bezogen die Sowjets und ihre deut-
schen politischen Freunde zugleich bereits die Ausgangspositionen, die 
nach wenigen Jahren dann doch zur Spaltung führen sollten. 

Einrichtung einer städtischen Verwaltung 

Noch während der Schlacht um Berlin begann die sowjetische Armee 
in den von ihr schon eroberten Stadttei len mit dem Aufbau einer 
örtlichen deutschen Verwaltung. Geschah die Auswahl entsprechender 
Persönlichkeiten durch mit deutschen Verhältnissen meist nur wenig 
vertraute Frontoffiziere anfangs gewiß mehr oder minder zufäll ig, so 
änderte sich das allmählich nach Ankunft einer zehnköpfigen Gruppe 
kommunist ischer Emigranten aus Moskau mit dem früheren KPD-
Bezirkssekretär von Berlin-Brandenburg, Wal ter Ulbricht , an der 
Spitze am 30. April 1945. Ihre Aufgabe bestand darin, in engem Einver-
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nehmen mit den sowjetischen Militärbehörden neue deutsche Verwal-
tungsorgane in Berlin einzurichten und die Wiedergründung der KPD 
und der Gewerkschaften vorzubereiten. Zunächst von dem 30 Kilome-
ter östlich von Berlin gelegenen Bruchmühle, nach einigen Tagen von 
der Prinzenallee 80 im Bezirk Lichtenberg aus schwärmten die Mit-
glieder der „Gruppe Ulbricht" in die einzelnen Stadtteile: zur Klärung 
der allgemeinen Situation, zur Zerschlagung der bald nach der Waffen-
ruhe spontan entstandenen KPD-Büros sowie Volks-, Hilfs- oder 
Ortskomitees der Bewegung „Freies Deutschland" und zum Aufspüren 
von Frauen und Männern, die für eine Mitarbeit in der neuen Verwal-
tung geeignet erschienen. Gemäß der von Ulbricht ausgegebenen Pa-
role: „Es muß demokratisch aussehen, aber wir müssen alles in der 
Hand haben", suchten sie im allgemeinen nur die entscheidenden Posi-
tionen mit Kommunisten zu besetzen. 

Dieses Schema lag selbstverständlich auch der Bildung des dann am 
19. Mai vom sowjetischen Stadtkommandanten General Bersarin der 
Öffentlichkeit präsentierten Magistrats zu Grunde. Dabei war es sogar 
gelungen, weithin so bekannte Persönlichkeiten zu gewinnen wie den 
früheren Reichsminister Andreas Hermes als Leiter der Abteilung für 
Ernährung, den Chirurgen Ferdinand Sauerbruch für das Gesund-
heitswesen und den Architekten Hans Scharoun für das Bau- und 
Wohnungswesen. Doch eben die für die weitere politische Entwicklung 
wesentlichen Schlüsselstellungen waren von vornherein absolut zuver-
lässigen Kommunisten zugeschanzt worden: so dem späteren D D R -
Innenminister Karl Maron als Bürgermeister, der, dem parteilosen 
Oberbürgermeister Ar thur Werner im Grunde nicht mehr als repräsen-
tative Aufgaben überlassend, als stärkste Figur den Magistrat be-
herrschte, oder Ar thur Pieck — Sohn des KPD-Vorsitzenden Wilhelm 
Pieck —, welcher die Geschicke der immens wichtigen Abteilung Per-
sonal und Verwaltung bestimmte, oder der spätere DDR-Außenmini-
ster O t t o Winzer, der als Leiter der Abteilung Volksbildung das 
Schulwesen und das kulturelle Leben im Sinne der Partei zu lenken 
suchte. Von den 18 Mitgliedern des Magistrats gehörte genau die 
Hälf te zur Kommunistischen Partei, doch, wie sich bald zeigen sollte, 
überwog ihr tatsächlicher Einfluß bei weitem dieses ohnehin schon zu 
ihren Gunsten ausschlagende Zahlenverhältnis. 
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Zulassung von Parteien und Gewerkschaften 

Während die Westmächte über die Formen politischer Willensbil-
dung in Deutschland nach der Kapitulation offensichtlich nur wenig 
konkrete Vorstellungen hatten und daher der Bildung von Parteien in 
den eigenen Zonen erst allmählich und nur zögernd zustimmten, ergriff 
die Sowjetunion in ihrem Bereich sehr bald die Initiative. Mitbestim-
mend für diese Eile mag die Tatsache gewesen sein, daß bereits einige 
Zeit vor dem Einrücken westlicher Truppen in Berlin die sowjetischen 
Militärbehörden zumindest die Grundlagen für eine Entwicklung des 
Parteiwesens nach ihren Wünschen schaffen wollten. 

So konnten innerhalb nur eines Monats vier Parteien und die Ge-
werkschaften mit Gründungsaufrufen hervortreten, wobei von vorn-
herein klargestellt blieb, daß diese für das gesamte sowjetische Besat-
zungsgebiet zugelassenen Organisationen ihre Zentralen in Berlin ein-
richteten. Ein Befehl der Alliierten Kommandantur über eine Aner-
kennung der bereits vor ihrer Etablierung gegründeten Parteien exi-
stiert nicht. Ihr erster diesbezüglicher Befehl, der das Genehmigungs-
verfahren zur Abhaltung von Versammlungen der Parteien zum Inhalt 
hatte, datiert erst vom 10. August 1946. Er beruhte, ebenso wie der 
Befehl über die Zulassung politischer Parteien in Berlin, ganz selbstver-
ständlich auf der Annahme, daß in der Stadt längst vier Parteien be-
standen, die sich nicht erst um ihre Anerkennung durch die Komman-
dantur bemühen mußten. 

Da die sowjetische Besatzungsmacht jeder ihr nicht genehmen Partei 
mit Hilfe des Vetorechts die Lizenzierung versagen konnte, war an dem 
von ihr eingeführten Vier-Parteien-System nicht mehr zu rütteln. Die 
anfänglich stillschweigende Duldung dieses Faktums fiel den West-
mächten wohl deshalb leichter, weil es der Sowjetunion mit dem 
Schachzug der Zulassung auch „bürgerlicher" Parteien gelungen war, 
eben dieses Feld des in westlichen Augen „normalen" demokratischen 
Spektrums abzudecken. Zudem verschleierten die zentralen Aussagen 
des Gründungsaufrufes der KPD vom 11. Juni über die Notwendigkeit 
der Vollendung der 1848 gescheiterten bürgerlichen Revolution in 
einer parlamentarisch-demokratischen Republik wie die über den Irr-
weg, Deutschland jetzt das Sowjetsystem aufzuzwingen, weitgehend 
die Gefahr einer von der Sowjetischen Militäradministration (SMA) 
gedeckten kommunistischen Durchdringung aller Bereiche des öffent-
lichen Lebens. 
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Die Erinnerung an das Scheitern der gespaltenen Arbeiterbewegung 
im Kampf gegen den Nationalsozialismus wie die oft gemeinsamen 
Erlebnisse in der Illegalität, in Zuchthäusern und in Konzentrationsla-
gern bestärkten viele Sozialdemokraten und Kommunisten in ihrem 
Willen, bei einem Neubeginn aus den bitteren Lehren der Vergangen-
heit die richtigen Schlüsse zu ziehen. Dies konnte nur bedeuten: Uber-
windung des unseligen Bruderkampfes durch Gründung einer einheitli-
chen Partei. Aus dieser Erkenntnis heraus suchten Sozialdemokraten 
noch vor der offiziellen Erlaubnis zu politischer Betätigung den Ab-
schluß entsprechender Vereinbarungen mit Kommunisten. Doch die 
den aus Moskau heimgekehrten Emigranten mitgegebenen Direktiven 
sahen die Wiedergründung beider Arbeiterparteien vor, in deren Rei-
hen sich erst noch ein ideologischer Klärungsprozeß vollziehen müsse, 
ehe man an die Verwirklichung neuer politischer Lösungen denken 
könne. Hinter dieser teilweise schroff geäußerten Ablehnung des Ein-
heitsgedankens verbarg sich die Erwartung, daß unter den gegebenen 
Verhältnissen die K P D auf demokratische Weise zum bedeutendsten 
politischen Faktor heranwachsen und dann vielleicht sogar die absolute 
Mehrheit erringen könnte. Offensichtlich ging die Spekulation der 
Kommunisten dahin, dank starker sowjetischer Unterstützung eine 
besondere Wertschätzung in der Bevölkerung zu gewinnen und damit 
in Deutschland ihre Ziele ohne oder gar gegen die Sozialdemokraten zu 
erreichen. 

Zunächst schienen derlei Hoffnungen durchaus berechtigt zu sein; 
denn der bereits vor der offiziellen Zulassung vollzogene organisatori-
sche Aufbau verschaffte der K P D einen ziemlichen Vorsprung, wäh-
rend die S P D erst Wochen später wirklich mit der zudem noch oft 
durch Eingriffe sowjetischer Offiziere gehemmten oder verzögerten 
Errichtung ihres Parteiapparates beginnen konnte. Seit dem September 
jedoch konnte sie in schnellem T e m p o aufholen, während bei der K P D 
der Mitgliederzulauf stagnierte. Inzwischen hatte auch die Enttäu-
schung vornehmlich unter jenen Sozialdemokraten immer mehr Platz 
gegriffen, die besonders leidenschaftlich für eine einheitliche Arbeiter-
partei eingetreten waren. Sie mußten nämlich erkennen, daß die K P D 
trotz ihres so demokratisch wirkenden Programms, t rotz der Erfah-
rungen in der Weimarer Republik und in der N S - Z e i t letztlich nichts 
dazugelernt hatte. Als die Kommunisten diese Bewußtseinswandlung 
zu spüren begannen, die C D U in der sowjetischen Zone eine Mitver-
antwortung für die bei der Bodenreform praktizierten Methoden ab-
lehnte und dann im November 1945 die österreichischen Wahlen mit 
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einer katastrophalen Niederlage der KPÖ endeten, erfolgte eine radi-
kale Änderung der ursprüngl ichen Konzept ion, um nach dem altbe-
währten Rezept von Zuckerbrot und Peitsche mit allen Mit te ln die 
Vereinigung beider Parteien im gesamten sowjetischen Besatzungsbe-
reich zu forcieren und schließlich durchzusetzen. 

„Antifa"-Block der Parteien 

Das im KPD-Gründungsaufruf vorgeschlagene Zehn-Punkte-Ak-
t ionsprogramm zur Liquidierung von Naz ismus und Reakt ion sowie 
zum Aufbau eines neuen Deutschlands sollte auch „als Grundlage zur 
Schaffung eines Blocks der antifaschist ischen demokrat ischen Par-
teien" dienen. Nach kommunist ischem Verständnis der gesellschaftlich-
polit ischen S i tuat ion mußte eine solche Block-Polit ik darauf gerichtet 
sein, nicht allein die „Uberreste des Nazismus" zu beseit igen, sondern 
zugleich den sogenannten reakt ionären Elementen die wirtschaft l ich-
soziale Basis für eine erneute Machtentfa l tung zu entziehen. Der 
ant ifaschist isch-demokrat ische Impuls sollte die fortschritt l ichen Kräf-
te im Bürgertum freisetzen und in eine Art Volksfront hineinfüh-
ren mit beiden Arbeiterparte ien als s tärkstem Faktor . Verbunden da-
mit war das Ziel einer Isolierung der „rechten" SPD-Führer , die nach 
kommunist i scher Lesart „gefährlichen Bündnissen" mit der Groß-
bourgeois ie zuneigten, sowie die Sicherung der führenden Rol le der 
KPD als Motor künft iger gesel lschaftspolit ischer Umwälzungen. 
Nicht-partei l ichen Organisat ionen — insbesondere natürl ich dem am 
15. Jun i gegründeten Freien Deutschen Gewerkschaftsbund (FDGB), 
der die wesentl ichen Gewerkschaftsr ichtungen aus der Zeit vor 1933 in 
sich vereinigte, und dem am 4. Ju l i ins Leben gerufenen Kulturbund zur 
demokrat ischen Erneuerung Deutschlands, welcher der Intel l igenz 
eine Plat t form zum Engagement beim geist ig-kulturel len Neubeginn 
bieten sollte — blieb danach die Aufgabe, als Transmiss ionsr iemen 
zwischen der parte imäßig organisierten „Vorhut der Arbeiterklasse" 
und der Masse des werktät igen Volkes zu fungieren. 

Die beiden in Berlin entstandenen bürgerl ichen Parteien schienen 
gleichsam in den „Block" hineingegründet worden zu sein. Die Aner-
kennung seiner polit ischen Grundlagen und Absichten erwies sich im 
gesamten sowjetischen Besatzungsbereich als conditio sine qua non 
neuen pol i t ischen Wirkens . Die treibenden Kräfte in den Gründungs-
zirkeln sowohl der Chr is t l ich-Demokrat i schen Union ( C D U ) um An-
dreas Hermes und J akob Kaiser als auch der Liberal-Demokrat ischen 
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Partei ( L D P ) um Waldemar K o c h und W i l h e l m K ü l z unterstr ichen in 
ihren Gesprächen mit Marschall Shukow, die übrigens stets im Beisein 
des maßgebenden K P D - F u n k t i o n ä r s Ulbr icht s tat t fanden, ihre Bereit -
schaft zur Mi tarbe i t im „ B l o c k " . Skepsis und Zurückhal tung o b solch 
von vornherein festgelegter „Einbindung" mag es hier und da in der 
jeweiligen Mitgl iedschaft gegeben haben, doch überwog fraglos bei 
weitem die Einsicht in die Notwendigke i t eines Zusammenstehens aller 
D e m o k r a t e n bei der Lösung der zum A u f b a u eines neuen Staates 
grundlegenden polit ischen Fragen. 

W e l c h e s M a ß an Zie ls trebigkei t die K P D beim Hineindrängen der 
anderen, noch mühsam nach eigenen Organisa t ionsformen suchen-
den Parteien in den „ B l o c k " o f fenbar te , mag man unter anderem auch 
daran ablesen, daß im Stadt te i l Marienfelde schon am 1. Jul i — also 
zwei W o c h e n vor der offiziellen Konst i tuierung des „Blocks" auf Z o -
nenbasis — die gerade entstehenden Ortsgruppen von C D U und L D P 
einen solchen mit denen von K P D und S P D bi ldeten und nur vier T a g e 
später der „ B l o c k " des Bezirks T i e r g a r t e n vor dem R a t h a u s in der 
T u r m s t r a ß e mit 20 0 0 0 T e i l n e h m e r n die erste große Kundgebung nach 
Kriegsende in Berlin organisierte mit O t t o Suhr ( S P D ) , M a x R e i m a n n 
( K P D ) , Peter Even ( C D U ) und Wolfgang D e r z ( L D P ) als Rednern . 

A m 14. Jul i schließlich beschlossen bei einer ersten Zusammenkunf t 
Spi tzenvertre ter aller vier Parteien unter gegenseitiger Respekt ierung 
ihrer Selbständigkeit die Bildung einer E inhe i t s f ront , des sogenannten 
Anti faschist ischen Blocks in Berlin. M i t t e August nahmen die Partei-
vorsi tzenden G r o t e w o h l , Pieck, H e r m e s und K o c h auf der ersten öf-
fentl ichen Kundgebung des Blocks im H a u s des Rundfunks in der 
Masurenallee Stel lung zu den Ergebnissen der Potsdamer Konferenz . 
Sie b e t o n t e n übere inst immend, daß angesichts der Ungeheuerl ichkei-
ten des Naz i -Reg imes das deutsche V o l k sich nicht über die H ä r t e der 
Sieger beklagen dürfe, die Anerkennung zumindest der wirtschaftl i-
chen Einhei t des Landes gleichwohl aber Mögl ichkei ten zum Aufbau 
einer Friedensindustrie und zur Steigerung der Agrarprodukt ion 
eröffne. Das gemeinsame Bekenntnis zum Streben nach Rechtss icher -
heit , nach der Freihei t von Gewissen und G l a u b e n sowie der A c h t u n g 
vor religiösen und sitt l ichen Überzeugungen vermochte allerdings nur 
für kurze Zei t die T a t s a c h e zu überschat ten , daß beide bürgerl iche 
Parteien in dieser Partnerschaft lediglich begrenzten Einf luß besaßen, 
wenngleich auch sie im Unterschied zu den westlichen Z o n e n ihre 
Organisat ionen im sowjet ischen Bereich in erstaunl ichem T e m p o auf-
bauen und sich dem Glauben hingeben k o n n t e n , ganz wesentlich bei 
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der Parteien-Entwicklung im westlichen Deutschland mitwirken zu 
können. Zunächst blieb für die politische Szenerie Berlins jedoch be-
stimmend, daß das enge Zusammenwirken von Sozialdemokraten und 
Kommunisten bei der Uberwindung des Nationalsozialismus keines-
wegs aussichtslos erschien. Auch als in der sowjetischen Zone, zugleich 
mit Demontagen und Enteignungen, durch die Diskussion über eine 
Bodenreform die erste schwerwiegende politische Streitfrage sich am 
Horizont abzeichnete, billigte der Berliner Block am 13. September 
dieses Vorhaben noch prinzipiell aus der Aufbruchsstimmung der er-
sten Wochen heraus, durch eine gerechtere Bodenverteilung eine wirk-
same Steigerung der Nahrungsmittelproduktion herbeiführen zu hel-
fen. 

Unmittelbar danach aber mehrten sich die Stimmen der Ernüchte-
rung und Skepsis. Nachdem die KPD-Führung hatte erkennen müssen, 
die Anziehungskraft ihrer Partei auf breite Volksmassen völlig falsch 
eingeschätzt zu haben, unterzog sie ihren politischen Kurs einer schar-
fen Korrektur. Bereits Mitte September suchte die KPD sozialdemo-
kratische Funktionäre von der unumgänglichen Notwendigkeit einer 
Fusion beider Arbeiterparteien zu überzeugen. Während der Vorsit-
zende des SPD-Zentralausschusses, Otto Grotewohl, zu diesem Zeit-
punkt auf einer außerordentlichen Funktionärkonferenz in der „Neuen 
Welt" in Gegenwart Wilhelm Piecks die Voraussetzungen für eine 
organisatorische Verschmelzung keineswegs schon für gegeben hielt, da 
man zuvor viele Sozialdemokraten noch von ihren Zweifeln in bezug 
auf „die ehrliche Uberzeugung der kommunistischen Schwenkung" 
befreien müsse, war er innerlich wohl doch schon auf die Linie der 
Schaffung einer Einheitspartei eingeschworen. Und dies verstärkte sich 
bei ihm zweifellos noch durch das Erlebnis der ersten gesamtdeutschen 
Konferenz der SPD in Hannover-Wennigsen Anfang Oktober. Denn 
über den gemeinsam proklamierten Willen hinaus, die Partei auf der 
Grundlage echter Demokratie unabhängig von den Besatzungsmächten 
zu halten, ließ sich keinerlei Verständigung über die konträren Stand-
punkte mehr erzielen, da Kurt Schumacher und die anderen Vertreter 
aus den westlichen Zonen vor allem Grotewohls Anspruch energisch 
abblockten, den Zentralausschuß der SPD im sowjetisch besetzten 
Gebiet vorerst als eine Art Reichsparteivorstand einzusetzen. 

Noch etwa bis zum Jahresende 1945 galt den meisten Sozialdemo-
kraten in Berlin und in der sowjetischen Zone der Zentralausschuß 
jedoch als Hort des Widerstandes gegen die von der KPD vorangetrie-
bene Vereinigungskampagne. Nicht zuletzt war auch Grote wohl einige 



7. Vom Kriegsende bis zu den Oktoberwahlen 1946 15 

Male recht kritisch mit Methoden und Verhalten von KPD-Funkt io-
nären gegenüber Sozialdemokraten ins Gericht gegangen. Wie wenig 
jedoch eine Takt ik des Ausweichens und des Hinauszögerns von Ent-
scheidungen die Entschlossenheit der Kommunisten sowjetischer und 
deutscher Provenienz zum Erreichen des Zieles einer einheitlichen 
Arbeiterpartei zu beeinflussen vermochte, sollte dann im Dezember 
offen zutagetreten. 

Der Zentralausschuß billigte letztlich doch die seit Oktober venti-
lierte kommunistische Idee einer Konferenz von je 30 Vertretern beider 
Parteien zur „Verstärkung der Aktionseinheit". Und nicht nur das. 
Auf dieser sogenannten 60er-Konferenz in Berlin kurz vor Weihnach-
ten billigten die Mitglieder des Zentralausschusses statt des eigenen den 
Resolutions-Entwurf der K P D als Diskussionsgrundlage, akzeptierten 
trotz aller auch bei dieser Gelegenheit noch einmal vorgetragenen 
Bedenken die Grundzüge für Programm und innere Verfassung einer 
künftigen Einheitspartei und erreichten weder die ausdrückliche Ver-
urteilung von Verletzungen der Gleichberechtigung in der Zusammen-
arbeit beider Parteien während der letzten Wochen noch die Aufnahme 
des Vorbehalts, daß nur Reichsparteitage Beschlüsse über so existen-
zielle Fragen wie die genannten treffen dürfen. Als darauf das Echo von 
der Basis an das Ohr des Zentralausschusses drang, suchte dieser die Er-
regung vornehmlich mit der Versicherung zu dämpfen, eine Fusion mit 
der K P D lasse sich nur im Reichsmaßstab ermöglichen. Allein, es war be-
reits zu spät, die durch diese 60er-Konferenz in Gang gesetzte Entwick-
lung aufzuhalten. Grotewohl und seine Anhänger glaubten aus welchen 
Gründen auch immer, der geballten kommunistischen Agitationswelle 
nicht mehr länger mit Aussicht auf Erfolg widerstehen zu können. 

Erzwungene Führungswechsel bei CDU und LDP 

Noch während die sowjetischen Militärbehörden sich anschickten, 
der Entwicklung des politischen Lebens in ihrem Bereich durch die 
Zwangsvereinigung von K P D und S P D ihren Stempel aufzudrücken, 
ließen sie auch die bürgerlichen Parteien fühlen, daß ihrer Selbständig-
keit im Vertreten bestimmter Positionen gewisse Grenzen gesetzt 
waren. C D U wie L D P hatten allen Grund zur Sorge, daß man ihr 
Mitwirken im „Block" durch die Praxis der kommunistischen Politik in 
einen Verzicht auf Gleichberechtigungsansprüche und auf Kritik um-
wertete und nur als Mittel zur vollen Einschwörung auf die Linie der 
sowjetischen Besatzungspolitik benutzte. Ihr intensives Streben nach 
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Aufbau gesamtdeutscher Parteiorganisationen über die Zonengrenzen 
hinweg und ihre Versuche zur Durchsetzung eines Führungsanspruchs 
von der Vier-Mächte-Stadt Berlin aus resultierten auch aus dem Druck, 
dem sie sich hier ausgesetzt sahen. 

Das öffentliche Erscheinungsbild ihrer Parteien hatte den beiden 
Vorsitzenden des Zonen-Verbandes der C D U , Hermes und Schreiber, 
sowie dem LDP-Hauptausschußvorsi tzenden Koch schon am 5. Sep-
tember 1945 heftige Vorhaltungen Marschall Shukows eingetragen, der 
durchblicken ließ, daß die SMA ihr mißliebige Organisationen auch 
wieder liquidieren könne. Derlei Interventionen jedoch konnten die 
führenden CDU-Poli t iker nicht daran hindern, ihren Widerstand ge-
gen die überhastete und rücksichtslose Art der Bodenreform wie gegen 
die schikanöse Behinderung des Religionsunterrichts in den Schulen zu 
formulieren und dafür die etwas freieren publizistischen Möglichkeiten 
in Berlins Westsektoren zu nutzen. 

Als die CDU-Zonenle i tung in Berlin am 22. November dem Aufruf 
„Hel f t den Neugeborenen" des Hauptausschusses der Block-Parteien 
ihre Unters tü tzung versagt und Hermes genau eine Woche später auf 
einer Parteiversammlung im West-Berliner Bezirk Charlottenburg er-
klärt hatte, man habe nicht „gegen eine Dikta tur g e k ä m p f t . . . , um eine 
andere dafür einzutauschen", hinderte die SMA die CDU-Führer aus 
Berlin und aus der Zone an der Reise zum „Reichstreffen" der vielerorts 
unabhängig voneinander entstandenen christlich-demokratischen Grup-
pierungen Mitte Dezember 1945 in Bad Godesberg, für das Hermes 
selbst noch Wochen zuvor in Westdeutschland erste organisatorische 
Vorbereitungen getroffen hatte. Da die christlich-demokratischen Par-
teiorganisationen in den westlichen Zonen ohnehin schon stark födera-
listisch geprägt waren und viele einem Berliner „Zentralismus" mit 
deutlichem Mißbehagen gegenüberstanden, machten es ihnen die so-
wjetischen Einmischungen um so leichter, der in Berlin residierenden 
CDU-Spi tze jedweden Führungsanspruch abzusprechen und ihren 
Zielsetzungen die Gefolgschaft zu verweigern. Die Hof fnung auf eine 
von Berlin aus geführte Reichspartei blieb so eine Illusion. Das ohne 
seine Berliner Initiatoren stattfindende Godesberger Treffen verstän-
digte sich vorerst nur auf Einrichtung eines Verbindungsausschusses 
für alle CDU-Organisat ionen in den vier Besatzungszonen mit Sitz in 
Frankfurt am Main. 

Unterdes strebte die aus der Ablehnung von C D U und LDP gegen 
die radikale Durchführung der Bodenreform in der sowjetischen Zone 
herrührende Krise ihrem Höhepunk t zu. Bereits am 29. November war 
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der L D P - V o r s i t z e n d e K o c h zurückgetre ten und, nicht ohne Einf luß-
nahme der S M A , von W i l h e l m K ü l z abgelöst worden. Da die führenden 
L D P - V e r t r e t e r mit Ausnahme K o c h s in der Frage der Bodenre form 
längst nicht so dezidiert Flagge zeigten wie C D U - P o l i t i k e r , vollzog 
sich der Wechsel in der Parteispitze ohne interne Schwierigkeiten. 
Hingegen setzte die S M A die fünf Landesleitungen der C D U so unter 
D r u c k , daß diese Mißtrauenserklärungen gegen die „nazist ischen, mili-
tarist ischen und reakt ionär-kapital is t ischen" Kräfte in der Berliner Par-
teizentrale formulier ten. G e s t ü t z t auf solche A r t von Papieren zwan-
gen die Sowjets am 19. D e z e m b e r Andreas H e r m e s und W a l t h e r 
Schreiber dann zur Aufgabe ihrer Ä m t e r . 

M i t der W a h l von J a k o b Kaiser und Erns t L e m m e r , zweier bekann-
ter Gewerkschaf ter aus der W e i m a r e r R e p u b l i k , durch den Z o n e n -
V o r s t a n d sowie leitende Persönl ichkeiten aus den Landesverbänden in 
der sowjetischen Z o n e bl ieb freilich in Berlin eine Führung erhalten, die 
der Partei auch in der Folgezei t Chancen bel ieß, sowjet ischen Pressio-
nen zu begegnen, wie dies schon auf dem ersten Partei tag des Berl iner 
Landesverbandes am 16. /17 . M ä r z 1946 in der Ablehnung derbevors te -
henden Gründung der Sozial ist ischen Einheitspartei , in klaren Stel-
lungnahmen zur Schul- und Rel igionsunterrichtsfrage und im Mißfal-
len über den unverhältnismäßig starken Einf luß von K o m m u n i s t e n auf 
allen Ebenen des öffentl ichen Lebens in Berlin zum Ausdruck kam. 

Selbstbehauptung der SPD 

Das polit ische L e b e n in Berlin Anfang 1946 stand jedoch ganz im 
Zeichen des Kampfes um das Uber leben der S P D , die sich seit der 
60er -Konferenz der vollen W u c h t einer von der gesamten sowjetisch 
l izenzierten Presse und vom kommunis t i sch beherrschten Berliner 
R u n d f u n k als „zweite Phase der E inhe i t " ent fachten Propagandalawine 
erwehren m u ß t e . G e g e n den ohne jegliche R ü c k s i c h t auf die Parteiglie-
derungen in Westdeutsch land so schnell wie möglich die Entscheidung 
über eine Vereinigung der Arbei terparte ien allein in der sowjetischen 
Z o n e herbeiführen wollenden Zentralausschuß begann in den Reihen 
der Berl iner Sozia ldemokrat ie die offene Rebe l l ion , die dann wie ein 
Flächenbrand rasch die gesamte Mitgl iedschaft erfaßte. 

D e r 1. M ä r z wurde dabei zum entscheidenden D a t u m , als G r o t e w o h l 
auf einer Funkt ionärkonferenz im Admiralspalast noch einmal ver-
suchte, unter Hinweis auf bereits m i t der K P D getroffene Absprachen 
und die dadurch geschaffene „polit ische Wirk l i chke i t " die Partei end-
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lieh auf den Weg zur Aufgabe ihrer eigenen Exis tenz zu zwingen. Doch 
die überwäl t igende Mehrhe i t der Versammlung ließ sich nun nicht 
mehr , wie bei ähnlichen Gelegenhei ten vorher , übe r rumpe ln . S ta t t 
dessen billigte sie die vom Rein ickendorfer Kreisvorsi tzenden Franz 
N e u m a n n vorgelegte Reso lu t ion mit der Forderung nach einer Urab-
s t immung der Mitgl ieder zur Frage der Verschmelzung mi t der K P D . 
N u n erst begann fakt isch die Formie rung einer O p p o s i t i o n gegen den 
Zent ra lausschuß, geboren einerseits aus der täglich größer werdenden 
Angs t u m das weitere Schicksal der Partei und aus dem in gleichem 
Maße wachsenden Willen, f ü r die nach der Beseitigung der Naz i -
H e r r s c h a f t neu geschenkten demokra t i schen Freiheit nun auch zu 
kämpfen . 

In den wenigen W o c h e n bis zur U r a b s t i m m u n g am 31. März s tanden 
dem Zent ra lausschuß, der sie un t e r allen Ums tänden zu verhindern 
t rachte te , was aber nu r im sowjetischen Sektor gelang — wo die Mili-
t ä rbehörden die Abst immungslokale eine halbe S tunde nach ihrer Ö f f -
nung schlössen, weil angeblich nicht alle technischen Vorausse tzungen 
so erfül l t waren wie in den anderen Sektoren —, jegliche Mit te l öffent l i -
cher Propaganda zur Seite. Demgegenüber blieb die innerpartei l iche 
O p p o s i t i o n auf Improvisa t ionen angewiesen. Sie verfügte weder übe r 
eine feste organisatorische S t r u k t u r noch über eine auch nur annähernd 
ausreichende finanzielle Basis. Aber sie focht mi t der sicheren Gewiß-
hei t , den Willen des Großte i l s der Mitgl iedschaf t zu repräsent ieren. 
Ihre wenigen Flugblät ter und ihre Art ikel , die im unabhängigen Tages-
spiegel erschienen, welcher damals der u m ihre Selbständigkeit rin-
genden Partei bereitwillig seine Spalten ö f fne t e und dami t gleichsam 
ein F a k t o r von eigenem pol i t ischem Gewicht war, vermochten dennoch 
die Menschen wachzurü t t e ln und ihnen b e w u ß t zu machen, daß in 
diesem Konf l ik t mehr als nu r die Ex is tenz der Berliner S P D auf dem 
Spiele s tand. 

Natür l ich war dieser Kampf nur möglich durch die Anwesenhei t der 
westlichen Besatzungsmächte, doch deren „Unte r s tü tzung" beschränkte 
sich vornehmlich auf den Schutz der persönlichen Freiheit der in ihren 
Sektoren wohnenden Parteimitgl ieder sowie auf die Garant ie der 
Durchse t zung der innerpartei l ichen Wil lensentscheidung. Kurz davor 
aber meldeten sich dann doch noch einige Spi tzenrepräsen tan ten zu 
W o r t ; so wollte der s te l lver t re tende US-Mil i tä rgouverneur General 
Clay am 23. M ä r z vor der Presse die Vereinigung von S P D und K P D in 
der sowjet ischen Z o n e und in Berlin nur dann anerkennen, wenn die 
Par te imitgl ieder und n icht nu r eine kleine Führungsgruppe sie be-
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schlössen. Stadtkommandant General Barker fügte am 29. März hinzu, 
daß nur eine nach allgemein anerkannten demokratischen Regeln ge-
fällte Entscheidung gültig sein könne, weshalb die Besatzungsbehörden 
im amerikanischen Sektor die Freiheit der Abstimmung sicherstellen 
würden. 

Und hierbei votierte eine überzeugende Mehrheit der West-Berliner 
Sozialdemokraten gegen einen sofortigen Zusammenschluß beider Ar-
beiterparteien. Den Eindruck von satten 82,5 % konnte auch die T a t -
sache nicht abschwächen, daß sich zugleich eine allerdings beträchtlich 
geringere Mehrheit für ein Bündnis mit der K P D aussprach, das einen 
„Bruderkampf" künftig ausschließen sollte. Darin manifestierte sich 
wohl das Bedauern und das Widerstreben, durch eine nach Lage der 
Dinge unvermeidlich erscheinende Abspaltung eines Tei ls der Partei 
Abschied nehmen zu müssen von der in den Jahren der Diktatur 
genährten Hoffnung auf eine einheitliche Arbeiterpartei. Die S P D , als 
erste der Berliner Parteien gezwungen, in der Verteidigung ihrer Selb-
ständigkeit das Opfer einer Spaltung auf sich zu nehmen, entwickelte 
sich fortan „zur Zitadelle des Widerstandes gegen die sowjetische 
Aufsaugungspolitik" und zur stärksten politischen Kraft , deren Wirk-
samkeit nicht allein für die Entwicklung der Stadt, sondern zugleich für 
die Geschicke Europas in jenen Jahren eine kaum zu überschätzende 
Bedeutung zukam. 

Nach dem 31. März blieb keine andere Möglichkeit , als in dem von 
den Westmächten geschützten Tei l Berlins eine neue unabhängige 
sozialdemokratische Parteiorganisation aufzubauen, was durch den 
schnell improvisierten Parteitag am 7. April in der Zehlendorfer Zin-
nowaldschule geschah — von den Kommunisten in den folgenden 
Monaten deshalb höhnisch als „Zehlendorfer Waldklub" belächelt und 
verspottet . So erfolgreich die S P D in den Westsektoren sich be-
hauptete, so wenig war sie angesichts der realen Machtverhältnisse im 
Ostsektor Berlins und in der sowjetischen Zone imstande, das planmä-
ßige Vollstrecken der von ihr bekämpften Verschmelzung zu verhin-
dern, deren Schlußpunkt der sogenannte Vereinigungsparteitag am 22. 
April im Admiralspalast setzte. 

Die brennendste politische Frage dieser Wochen war dann, ob auch 
nur die formale Einheit der Besatzungsmächte aufrechterhalten bleiben 
würde, wenn die neuen Parteiorganisationen von S P D und S E D ihrer 
Zulassung wegen an sie herantreten mußten. Das erbitterte Ringen 
zwischen den sowjetischen und den westlichen Vertretern, die kurz 
nacheinander jede Tät igkei t der S E D in ihren Bereichen untersagt 
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hat ten , bl ieb in der K o m m a n d a n t u r ohne Ergebnis , so daß die fällige 
Entscheidung schließlich der K o n t r o l l r a t treffen mußte , der nach der 
Einigung auf einen K o m p r o m i ß am 28. Mai die K o m m a n d a n t u r anwies, 
beide Parteien in allen vier S e k t o r e n anzuerkennen. Wesent l i ch wichti-
ger aber war, daß die durch diese Ereigniskette bewirkte fortschrei-
tende Ernüchterung hinsichtl ich einer Zusammenarbe i t mit der So-
wjetunion die W e s t m ä c h t e in ihrer Berei tschaft s tärkte , dem j e t z t von 
der Sozia ldemokrat ie mit vollem Nachdruck formulierten Verlangen 
der Berl iner zu entsprechen, die Selbstverwaltung der Stadt mit Hi l fe 
von Wahlen endlich auf ein demokrat i sch legit imiertes Fundament zu 
stellen. 

Erlaß der Vorläufigen Verfassung 

Die Z e i t bis zu den Wahlen im H e r b s t 1946 blieb gekennzeichnet 
durch einen latenten Spannungszustand zwischen den Besatzungs-
mächten , der gleichwohl weiterhin Kompromisse in Berlin möglich 
machte , so auch in der Verfassungsfrage. D e r praktisch verfassungslose 
Zus tand seit dem Mai 1945 hat te den Magis t ra t schon im H e r b s t u n t e r 
Hinzuz iehung der Parteien und der Bezirksbürgermeister zur Ausar-
bei tung eines ersten Entwurfs veranlaßt, den die K o m m a n d a n t u r je-
doch am 19. Februar 1946 ablehnte . Sie beauftragte den Magistrat aber 
mit der Vorlage eines neuen Entwurfs bis zum 1. Mai, der auf den 
demokrat i schen Grundsätzen der Ber l in-Gesetze von 1920 und 1931 
beruhen soll te . Die K o m m a n d a n t u r allerdings bil l igte weder diesen 
E n t w u r f , noch verwarf sie ihn; immerhin aber diente er als Arbei ts -
grundlage des alliierten R e c h t s k o m i t e e s , das einen eigenen Entwurf 
ber iet , den die K o m m a n d a n t e n am 9 . J u n i prinzipiell sowie am 19. Ju l i 
endgültig beschlossen und den dann das Koordinierungskomitee des 
Kontro l l ra t s zusammen mit einer Wahlordnung genehmigte. Bei der 
Ü b e r m i t t l u n g dieser D o k u m e n t e am 13. August gab die K o m m a n d a n -
tur „nochmals ihrem Bestreben A u s d r u c k " , die „polit ische U n a b h ä n -
gigkeit in Berlin herzustel len und der Bevölkerung in Angelegenheiten 
der Stadtverwaltung das Se lbs tbest immungsrecht wiederzugeben" . 

Zugleich bezeichnete die K o m m a n d a n t u r die Verfassung als „vorläu-
fig" . Sie verlangte von den am 20 . O k t o b e r zu wählenden 130 Stadtver-
ordneten zugleich, unverzüglich mit der Ausarbeitung einer Verfas-
sung „auf brei terer Basis" zu beginnen, einen Magistrat (Oberbürger -
meister , drei Bürgermeister und höchstens 16 hauptamtl iche S tadträ te ) 
zu wählen und eine R e i h e weiterer „klassischer" parlamentarischer 
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Aufgaben wahrzunehmen wie die Verabschiedung von Gesetzen und 
Verordnungen, der Haushaltspläne usw. Das Verhältnis zwischen 
Hauptverwal tung und Bezirken sollte eine noch von der Kommandan-
tur zu genehmigende H a u p t s a t z u n g regeln, die jedoch nie zustande-
kam. Schon j e t z t aber wurde dem Magistrat das R e c h t zugebill igt, 
Beschlüsse der Bezirke zu verhindern, wenn sie deren Befugnisse über-
schri t ten oder Gese tze verletzten oder gar das „Gemeinschaf ts inter -
esse" des G a n z e n dies er forderte . V o r allem hat te die K o m m a n d a n t u r 
Sicherungen in die Verfassung eingebaut , die mit weit tragender Bedeu-
tung für die folgenden Jahre eine Kontro l le der vier Mächte gewährlei-
sten sollten, welche die sowjetischen V e r t r e t e r dann mit Hi l fe des 
V e t o r e c h t s weidlich ausnutz ten , um nach Mögl ichkei t jede grundle-
gende Änderung der von ihnen in den W o c h e n ihrer Alleinherrschaft 
geschaffenen Zustände zu verhindern oder zumindest zu erschweren. 

Die entsprechenden Bes t immungen bi ldeten für die Sowje tunion die 
Voraussetzung, unter der sie sich nach zuweilen heftigen D e b a t t e n in 
K o m m a n d a n t u r und Kontro l l ra t doch noch dazu bereitgefunden hatte , 
dem westl ichen Drängen auf freie Wahlen nachzugeben. Dabei ist 
bemerkenswert , daß der der S E D recht nahestehende sowjet ische 
S t a d t k o m m a n d a n t General K o t i k o w sich diesem Entsch luß widersetzt 
und so das Uber t ragen der Entscheidung an den Kontro l l ra t erzwungen 
hatte . Welche Mot ive schließlich den sowjetischen Mil i tärgouverneur 
Sokolowski j bewogen, sich auf das R i s i k o eines freien und kontrol l ier -
ten Wahlgangs in allen vier S e k t o r e n einzulassen, läßt sich quel lenmä-
ßig noch nicht belegen. Viel le icht hat man sich t r o t z der warnenden 
Erfahrungen in Os ter re i ch und in Ungarn von der H o f f n u n g tragen 
lassen, der S E D dadurch zum Sieg zu verhelfen, daß die Sowje tunion 
j e tz t in steigendem M a ß e als Ver fechter der gerade für Berlin so bedeut-
samen Idee der Einhei t Deutschlands gegen die „Spal terpol i t ik" der 
W e s t m ä c h t e auftrat , wobei eine A n t w o r t auf die Frage offenbleiben 
m u ß , o b und wie weit die S E D selbst diesen sowjetischen O p t i m i s m u s 
nährte oder mit Skepsis be t rachte te . 

Wahlen vom 20. Oktober 1946 

Aus dem durchaus facet tenreichen Bild er l i t tener Bedrängnis und 
zähen Lebenswil lens, welches die ersten anderthalb Berliner Nach-
kriegsjahre aufrol l t , ragt auf dem polit ischen Feld die Ta tsache heraus, 
daß aller D r u c k der S M A und der ihr blind folgenden deutschen K o m -
munis ten den Wil len der Bevölkerung zu freiheit l icher Ent fa l tung auf 
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demokratischer Grundlage letztlich eben doch nicht zu ersticken ver-
mochte. So entwickelte sich seit Mitte August ein leidenschaftlicher, 
teils mit aller Erbitterung geführter Wahlkampf, der die ganze Trag-
weite der hier von den Berlinern zu treffenden Entscheidung deutlich 
machte. Die auf dem Boden einer rechtsstaatlichen Demokratie ste-
henden Parteien SPD, CDU und LDP stemmten sich mehr oder min-
der gemeinsam gegen den übermächtigen Einfluß der SED. Diese hin-
gegen, unterstützt durch die von ihr beherrschten Massenorganisatio-
nen wie FDGB, FDJ und Kulturbund, propagierte ihre „Verdienste" 
beim Ingangsetzen des Wiederaufbaues und verwies stolz auf ihre 
„Erfolge" beim Schaffen einer „neuen demokratischen Ordnung" in 
der sowjetischen Zone. Zudem scheute sie weder davor zurück, füh-
rende Persönlichkeiten anderer Parteien zu verunglimpfen, noch durch 
Gerüchte vom bevorstehenden Abzug der westlichen Besatzungstrup-
pen die Stimmung der Menschen zu beeinflussen. Verfügte die SED 
über fast unbegrenzte Papiermengen, so konnte sie der SPD im sowjeti-
schen Sektor darüber hinaus durch plötzliche Versammlungs- und 
durch Auftrittsverbote ihrer vorgesehenen Redner arge Schwierigkei-
ten bereiten. Schließlich durfte die SED sogar bekanntgeben, daß ihr 
die SMA die Versorgung der ganzen Stadt mit Obst und Frischgemüse 
freigegeben hatte. 

Angesichts eines solch massiven Rückhalts bleibt es gleichwohl be-
zeichnend, daß die SED wenige Wochen vor der Wahl die SPD doch 
noch einmal für eine Listenverbindung unter dem Vorzeichen einer 
gemeinsamen Front der „Arbeiter"parteien zu gewinnen suchte. Die 
SPD wies dieses Anerbieten ebenso brüsk zurück wie Ende Juli 1946 die 
Offerte, völlig unbedeutende Stellen im Magistrat zu übernehmen. 
Desgleichen hatten zu dieser Zeit CDU und LDP sich einer stärkeren 
Einbindung in dessen Arbeit verweigert, da ihnen nicht zugleich ihrer 
tatsächlichen Stärke und ihrer Verankerung in der Bevölkerung ent-
sprechende Einflußmöglichkeiten zugesichert worden waren. 

Fragen wie die der künftigen Gestaltung der Eigentumsverhältnisse in 
der Wirtschaft und einer neuen deutschen Staatsform standen im Hin-
tergrund des Parteienstreits. Allerdings fand der 1946 immer schärfer 
sich herauskristallisierende weltpolitische Ost-West-Gegensatz in den 
letzten Wochen des Berliner Wahlkampfes doch noch seinen Nieder-
schlag. So erhielt die Rede von US-Außenminister Byrnes am 6. Sep-
tember in Stuttgart über eine neue Konzeption der Besatzungspolitik 
und über die Einheit Deutschlands weitgehende Zustimmung, da sie 
Berlin in seiner früheren Rolle als Reichshauptstadt berührte und ein 
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weiteres Mal den amerikanischen Willen zum Widerstand gegen sowje-
tische Machtansprüche erkennen ließ. Denn schon im August hatte 
General Clay vor einer Fortsetzung der Aggressivität der sowjetischen 
Propaganda und Pressepolitik gewarnt, die zu einer Aushöhlung der 
Regeln des Vier-Mächte-Systems führen müßte. War aus dem gleichen 
Grund bereits im Februar der nur über das Telefonnetz zu hörende 
„Drahtfunk im amerikanischen Sektor" (DIAS) ins Leben gerufen 
worden, der Anfang September mit einem 800 Watt starken ehemaligen 
Militärsender ausgestattet und in den „Rundfunk im amerikanischen 
Sektor (RIAS)" umgewandelt wurde, folgte am 4. Oktober die Locke-
rung der Kontrolle über die Presse, die zwar weiterhin Angriffe auf die 
Siegermächte verbot, ihr aber Nachrichten über die Weltereignisse 
„ohne Einschränkungen" freigab. Interviews von Außenminister Mo-
lotow und von Stalin am 16. beziehungsweise am 24. September erreg-
ten allgemein Widerspruch und Ablehnung, als sie unter anderem die 
von der Potsdamer Konferenz nur als provisorisch deklarierte Oder-
Neiße-Linie nun als endgültige deutsche Grenze im Osten bezeichne-
ten, die in einem Friedensvertrag lediglich noch ihre formale Bestäti-
gung finden müsse. 

Das schockierende Debakel vom 20. Oktober 1946 läßt vermuten, 
daß die SED sich der fortschreitenden Aussichtslosigkeit all ihrer Mü-
hen bewußt geworden war. Denn mehr noch als die Selbstbehauptung 
der SPD am 31. März bewies das Ergebnis der bislang einzigen freien 
Wahlen in der ganzen Stadt nach Kriegsende, daß die auf den Erfahrun-
gen seither beruhende Option ihrer Bevölkerung gegen den Osten im 
Verlauf des Jahres 1946 eine gravierende Vertiefung erfahren hatte. 
Nur 19,8 % der Stimmen in allen Sektoren, und selbst im sowjetischen 
lediglich 29,9 %, erhielt die SED. Die ganze Verfälschung der bisheri-
gen politischen Situation durch den hinter dieser Partei stehenden 
Druck der SMA war nun erbarmungslos klargestellt. Denn selbst der 
CDU gelang mit 22,1 % ein Ubertrumpfender SED, mit den9,4 % der 
LPD besaßen beide bürgerlichen Parteien ihr gegenüber ein durch-
aus beachtliches Plus von mehr als 10%. Das Ereignis schlechthin 
jedoch bedeutete das Abschneiden der SPD, die mit nicht weniger als 
48,7 % der Stimmen — in den Westsektoren besaß sie mit 51,7 % sogar 
die absolute Mehrheit — ihren Rivalen geradezu deklassieren konnte. 
Mit der erstmals zu verzeichnenden Wahlbeteiligung von 92,3 % de-
monstrierten die Berliner überzeugend, wie hoch sie die Chance einer 
freien Selbstbestimmung in Gegenwart und Zukunft einzuschätzen 
wußten. 
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Die Berliner Wahlen bedeuteten wahrlich kein nur lokales Ereignis. 
Mag dabei, wie ein amerikanischer Histor iker meinte, auch ein gut Te i l 
„Lokalchauvinismus" mitgespielt haben, dem noch für keine der Sie-
germächte eine best immte Sympathie zugrunde lag, wenn der Bevölke-
rung auch nichts anderes übriggeblieben sei, als das Bündnis mit dem 
Westen vorzubereiten, so hatten die Wahlen in den Augen des S P D -
Vorsitzenden Schumacher der Wel t ein neues Angesicht Deutschlands 
erkennen lassen, weil selbst einfache Menschen mit ihrer Ablehnung 
jeglicher Diktatur zu zeigen vermochten, daß Dinge existierten, auf die 
man im Geistigen, im Moralischen und eben auch im Politischen ein-
fach nicht verzichten könne. Hielt der Vorsitzende der Z o n e n - C D U , 
J a k o b Kaiser, das Resultat für einen Sieg des gesunden Menschenver-
standes, auf jeden Fall für einen Ausdruck des Willens der Berliner zu 
Freiheit und Demokrat ie , so meinte die erst zwei Tage später ihre 
Sprache nur mühsam wiederfindende S E D , daß dieses nur auf Grund 
der von der „reaktionären Presse" wochenlang gegen sie betriebenen 
„unsachlichen Kampfesweise" zustandegekommen sei. Noch aber 
konnte das V o t u m vom 20. O k t o b e r 1946 keine Klärung der Lage in 
Berlin herbeiführen. Denn t rotz der beginnenden Fühlungnahme zwi-
schen dem Freiheitswunsch der Bevölkerung und dem demokratischen 
Verantwortungsbewußtsein der Westmächte steckte der Prozeß ihrer 
Entfremdung von der Sowjetunion noch viel zu sehr in den Anfängen, 
als daß diese aus der Entscheidung der Berliner schon Folgerungen 
hätten ziehen können. 

II 

Kommunale Selbstverwaltung im Spannungsfeld 
der Weltpolitik 1947—1948 

Das Geschehen in Berlin während des Jahres 1946 hatte die Bereiche 
künftiger Konfl ikte erkennbar abgesteckt, wenn hier auch noch kei-
neswegs die Würfel über die Unvermeidlichkeit wirklich gefährlich-
kritischer Auseinandersetzungen gefallen zu sein schienen. Das Gefühl 
jedoch, überall an den Nahtstellen der Weltpoli t ik — von Korea, 
China, Hinterindien über den Iran, die Türkei und Griechenland bis hin 
zum immer schroffer in seine Tei le zerrissenen Deutschland — in die 
Defensive gedrängt zu werden, zwang die Vereinigten Staaten als west-
liche Führungsmacht, um die Jahreswende 1946/1947 allmählich jene 
feste Posit ion zu beziehen, deren Umrisse im folgenden Sommer 
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George F . Kennan in seinem berühmten Art ikel The Sources of Soviel 
Conduct in der Zeitschrift Foreign Affairs als Politik der Eindäm-
mung gleichsam klassisch begründete . G e o r g e C . Marshall , der Anfang 
J a n u a r 1947 Byrnes im Sta te D e p a r t m e n t ablöste , übernahm sein A m t 
in der Uberzeugung, daß sein Land mit der Alternative konfront ier t 
war, kraftvoll zu handeln oder die Part ie durch Versagen zu verlieren. 
Präsident T r u m a n und er ließen sich zugleich von der H o f f n u n g tragen, 
daß auch die Gegenseite nicht unbedingt einen Z u s a m m e n s t o ß wün-
sche und letzt l ich ein Zustand des „Leben und Lebenlassen" erreichbar 
sein würde. Solche Erwartung erfüllte sich vor der Kraf tprobe der 
Berl iner Blockade allerdings nur sehr beschränkt , und das J a h r 1947 
wurde zum Vorspie l des mit ihr dann ganz unverhüllt e insetzenden 
Kalten Krieges. 

Schwierigkeiten der Magistratsbildung 

Die Ste l lungnahmen, Erklärungen und Polemiken der Parteien nach 
der Wahl bis zur ersten S i tzung einer frei gewählten S tadtverordneten-
versammlung nach 14jähriger Unterbrechung am 26. N o v e m b e r ließen 
bereits ahnen, daß es ihrer künft igen Arbei t bes t immt nicht an Span-
nung fehlen würde. Die Forderung der Vorläufigen Verfassung nach 
Mitarbe i t aller Parteien im Magis t ra t , sofern sie diese wünschen, zwang 
von vornherein zum V e r z i c h t auf die poli t ische U m s e t z u n g des eigent-
lichen Sinnes der Entscheidung vom 20. O k t o b e r 1946, nämlich der 
S E D den Part der O p p o s i t i o n zuzuweisen. Da die Besetzung der R e s -
sorts nach der S tärke der Parte ien kaum str i t t ig war, kam mit sieben 
Stadträten der S P D , drei der C D U , je zwei der S E D und der L D P sowie 
mit O t t o O s t r o w s k i ( S P D ) als Oberbürgermeis te r und den drei Bür-
germeistern Ferdinand Friedensburg ( C D U ) , Heinr ich A c k e r ( S E D ) 
und Louise Schroeder ( S P D ) ein ziemlich k o r r e k t e r K o m p r o m i ß in der 
Spannung von Wahlergebnis und Verfassungstext zustande. Ausein-
andersetzungen entzündeten sich allerdings an den jeweils beanspruch-
ten Ä m t e r n oder an den dafür benannten Kandidaten. 

S c h o n einen T a g nach seiner Wahl im Stadtparlament am 5. D e z e m -
ber begannen für den neuen Magistrat die Schwierigkeiten. D e n n der 
noch amtierende Magistrat verweigerte unter Berufung auf die Art . 34 
und 36 der Vorläufigen Verfassung die Übergabe der Amtsgeschäf te 
ohne entsprechende Genehmigung der K o m m a n d a n t u r . Die Stadtver-
ordnetenversammlung stellte j edoch gegen heftigen Widerspruch der 
S E D am 9 . D e z e m b e r fest , daß der gewählte und vereidigte Magistrat 
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sich seit seiner Wahl „im A m t bef inde t" , die Befugnisse seines Vorgän-
gers somit erloschen seien und dieser sofor t die Amtsgeschäfte zu 
übergeben habe. Am 10. Dezember genehmigte die Kommandan tu r 
den Rück t r i t t des alten Magistrats. 

Ihre gleichzeitig geäußerten Vorbehal te beziehungsweise die Ableh-
nung von gewählten Stadträ ten zeigten aber auch, daß, entgegen der 
Ankündigung der S tad tkommandanten vom 13. August 1946, mit einer 
baldigen Über t ragung voller Selbstverwaltung auf die gewählten Kör-
perschaften noch nicht zu rechnen war. Denn die Kommandan tu r 
beeinflußte weiterhin in starkem Maße die personelle Zusammenset-
zung des Magistrats . Ihr Befehl vom 9. Dezember offenbar te zudem, in 
welchem Maße die SED es verstand, ihren Willen, den sie bei der Wahl 
im Stadtpar lament in einzelnen Fällen nicht durchsetzen konnte , auf 
dem Umweg über den sowjetischen Vertre ter in der Kommandan tu r zu 
behaupten . Vor allem der Vorbehal t gegen den gerade aus dem Exil in 
der Türke i heimgekehrten Ernst Reu te r als Stadtrat fü r Verkehr und 
Versorgungsbetr iebe — etwa das A m t , das er von 1926 bis 1931 schon 
einmal innehat te —, bildete ein erstes Warnzeichen, daß man am Vor-
abend erbi t te r ter Auseinandersetzungen stand. Denn nur allzu bald 
wurde deutlich, daß die Kommunis ten alles nur Erdenkliche aufboten , 
um nach dem Schock der Wahlniederlage ihre seit Mai 1945 gewonne-
nen Posit ionen nach Möglichkeit zu behalten und so eine durchgrei-
fende Erneuerung der städtischen Verwaltung an H a u p t und Gliedern 
zu hintertreiben. 

Oberbü rgermeister-Krise 

Nach seiner Amtsübernahme mußte der nunmehr gewählte Magi-
strat nicht nur zahllose praktische Aufgaben zur Befriedigung der 
elementarsten Lebensbedürfnisse im ext rem har ten Win te r 1946/1947 
lösen, sondern war mit einigen Problemen konf ron t ie r t , die sich aus 
unklaren Bestimmungen der Vorläufigen Verfassung ergaben. Die 
SED, die im von den sowjetischen Mili tärbehörden allein etablierten 
Magistrat dominier t ha t te , hinterließ dem neuen Magistrat neben einer 
stark mit ihren Anhängern durchsetz ten Verwaltung auch einige stell-
ver t re tende Stadträte . Obgleich diese in der Verfassung gar nicht vor-
gesehen waren, blieben sie nach dem Magistratswechsel stillschweigend 
auf ihren Amtssesseln, weil man nicht sofort ihre Ent fernung anord-
nete. Ein Versäumnis, das teuer bezahl t werden mußte . Als der Magi-
strat endlich auf Eliminierung dieser Personengruppe drang, weil es ihr 
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entweder an ausreichender sachlicher Qual i f ikat ion mangelte oder sie es 
an vertrauensvol lem Zusammenwirken mit den gewählten Stadträten 
fehlen ließ oder gar O b s t r u k t i o n übte , leistete die S E D erb i t te r ten W i -
derstand. Sie verteidigte ihre mit Entlassung, Verse tzung oder Herab-
gruppierung bedrohten Mitglieder als „aufrechte Antifaschisten", die sich 
in schwerster Zeit um Berlins Wiederaufbau verdient gemacht hätten und 
j e t z t nur aus parteiegoist ischen Gründen ihre Posten verlieren sollten. 

N a c h einem Kommandantur -Be feh l vom 27 . März 1946 wäre der 
Magistrat eigentlich berecht ig t gewesen, Angestel l te aus eigenem Er -
messen und nach sachlichen Notwendigke i ten zu berufen, zu versetzen 
oder zu entlassen. Da dazu nun aber Art . 36 im Widerspruch stand, bat 
der Magistrat die Alli ierten um eine Klärung, was wiederum Verärge-
rung bei dem darüber nicht informierten Stadtparlament verursachte, 
das sich nach Art . 5 (2) in Fragen der Auslegung der Verfassung für 
allein zuständig hielt. 

N e b e n der offiziellen Anfrage zur Interpretat ion des umstr i t tenen 
Ar t . 36 im H i n b l i c k auf die Ausschaltung der noch amtierenden stell-
vertretenden Stadträte versuchte Oberbürgermeis ter Os t rowski in 
vertraulichen Gesprächen mit der sowjetischen Besatzungsmacht , eine 
Regelung für dieses die ganze Arbe i t der Stadtverwaltung belastende 
P r o b l e m zu f inden. S t a d t k o m m a n d a n t General K o t i k o w hielt sich 
jedoch für unzuständig und riet ihm zur Kontaktaufnahme mit der 
S E D . O h n e ausreichende In format ion seiner Partei- und Frakt ionsfüh-
rung suchte daraufhin der Oberbürgermeis ter in Gegenwart des späte-
ren Berl iner Polizeipräsidenten S t u m m Ende Februar nach Wegen zu 
einer loyalen Zusammenarbe i t in kommunal - wie personalpolit ischen 
Fragen. Gegen den Abschluß eines „Burgfriedens" und eines zunächst 
auf drei M o n a t e befr isteten gemeinsamen Arbei tsprogramms erklärte 
sich die S E D in der T a t berei t , einen T e i l ihrer Funkt ionäre aus der 
Verwaltung zurückzuziehen. Als j edoch diese in einem Protokol lver -
merk festgehaltene Vereinbarung allmählich ruchbar wurde, erkannten 
führende Sozia ldemokraten sofort , wie hier in unzulässiger Weise 
D r u c k auf sie ausgeübt und die Bewegungsfreiheit ihrer Pol i t ik eine 
nicht akzeptable Einengung erfahren sollte. D e n n diese Absprache 
bedeutete im Grunde nichts anderes als den Versuch der K o m m u n i -
sten, die Soz ia ldemokraten als G e g n e r auszuschalten und so faktisch 
die Wahlniederlage vom O k t o b e r wieder wet tzumachen. Unmißver -
ständlich erfolgte deshalb einige T a g e später eine Klarstellung der S P D , 
daß die Zuständigkei t für verbindliche pol i t ische Verhandlungen allein 
in den H ä n d e n ihres Landesvorstandes liege. 
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Ostrowski war aber von der R icht igke i t seines Vorgehens so über-
zeugt , daß er den ihm von vielen seiner Parteifreunde nahegelegten 
Rück t r i t t ablehnte. Der SPD blieb so nur der Ausweg, den Konfl ikt 
mit dem Oberbürgermeis ter in der Stadtverordnetenversammlung 
selbst auszutragen, die ihm am 11. Apri l das Mißtrauen aussprach; für 
ihn vot ierte ledigl ich die SED. Ostrowskis Weigerung , daraus sofort 
die Konsequenzen zu ziehen, veranlaßten SPD-Frakt ion wie Magis t ra t 
nunmehr zur Forderung nach dessen förmlichem Rück t r i t t , die auch 
die Öffent l i chke i t immer stärker aufnahm, so daß er noch vor einer 
Abst immung die Kommandantur schließlich um seine Entlassung bat . 
Hie l ten die westl ichen Stadtkommandanten es für selbstverständlich, 
den mit e indeut iger Mehrhe i t gefaßten Beschluß eines Parlaments zu 
respektieren, meinte General Kot ikow, daß der „Fall" einer sorgfält i-
gen Prüfung bedürfe und der Oberbürgermeister die Pfl icht habe, den 
Al l i ierten eine wirkl iche Begründung für seinen Schri t t zu l iefern. 
Nachdem die Kommandantur t ro tz mehrfacher Beratungen keine 
Einigung erzie l te , verwies sie diese Frage an den Kontrol lrat , der dann 
am 31. Mai dem Rück t r i t t Ostrowskis endgült ig zust immte . Erst am 
11. Jun i konnte die Kommandantur in einem Befehl diese Entscheidung 
mitte i len und zugleich das Stadtpar lament zur Wahl eines neuen Ober-
bürgermeisters auffordern, der von ihr jedoch bestät igt werden müsse. 

So sicher es war, daß Berlins Sozia ldemokraten Ernst Reuter , der in 
den wenigen Monaten seit seiner He imkehr in ihren Reihen, im Magi-
strat und in der Öffent l ichke i t sich überraschend schnell wieder einen 
großen Vertrauenskredi t hatte erwerben können, als Kandidaten für 
die Nachfolge Ostrowskis nominierten, so wenig zweifelhaft konnte 
bleiben, daß die sowjetischen Vertreter in der Kommandantur sich der 
Bestät igung seiner Wahl versagen würden. Sie wußten wohl recht ge-
nau, daß ihnen hier ein Mann gegenübertrat , der — selbst einmal 
radikaler Kommunist , für einige Monate sogar einmal KPD-
Generalsekretär, durch Erfahrungen aber längst zu einem ihrer ent-
schiedensten Gegner geworden — kraft seiner Persönlichkeit ganz 
erhebliche Schwier igkei ten bereiten könnte . Als sich die SPD t rotz des 
propagandist ischen Trommelfeuers der im Ostsektor erscheinenden 
Presse nicht von der Nominierung Reuters abbringen ließ, versuchten 
sowjetische Offiz iere eine Einschüchterung der bürgerl ichen Parteien, 
um sie von ihrer angekündigten Zust immung zur Wah l Reuters abzu-
halten. Nachdem auch dies mißlungen war, schien die sowjetische Seite so-
gar bereit gewesen zu sein, Reu te r als Oberbürgermeister unter be-
st immten Auflagen doch noch zu akzeptieren. Denn bis zur buchstäblich 
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letzten Minute vor der Entscheidung im Stadtparlament gestattete sie 
der S E D die Suche nach einem Arrangement für eine feste Zusammen-
arbeit mit der S P D . Doch die Sozialdemokraten waren nicht bereit, 
politisch zu kapitulieren. 

Nach seiner mit großer Mehrheit erfolgten Wahl am 24. Juni sprach 
Ernst Reuter mit betonter Zurückhaltung, um für das angekündigte 
V e t o nicht zusätzlich noch ein billiges Argument zu liefern. Doch 
weder in der Kommandantur noch im Koordinierungsausschuß des 
Kontrollrats und dann im Kontrollrat selbst ließ sich eine Auflocke-
rung der starren sowjetischen Position erreichen. Nach wochenlangem 
Tauziehen in den verschiedenen alliierten Organen gelang der K o m -
mandantur nicht einmal mehr eine Verständigung über die Bekannt-
gabe der Nichtbestät igung, da die sowjetischen Vertreter keinesfalls 
erwähnt wissen wollten, daß R e u t e r infolge ihres Einspruchs an der 
Ausübung seines Amtes gehindert blieb. Erst am 12. August konnte 
sich die Kommandantur zu der lakonischen Mitteilung aufraffen, daß 
sie es nicht für möglich befunden habe, Reuter zu bestätigen. 

Die sowjetischen Militärbehörden hatten damit zwar ein Nahziel 
erreicht, konnten dennoch aber nicht verhindern, daß Reuter auch als 
nur „gewählter, aber nicht bestätigter" Oberbürgermeister zu einer der 
entscheidenden Figuren der Auseinandersetzungen während der fol-
genden Jahre in Berlin werden sollte. Die Berliner erlebten ihn zunächst 
vor allem als den Mann, der Louise Schroeder ( S P D ) unterstützte , die 
mit der Wahrnehmung der Geschäfte des Oberbürgermeisters beauf-
tragt worden war und nun für Berlin zu sprechen hatte. 

Alliierte Eingriffe in die Selbstverwaltung 

Neben der Nichtbestätigung der Wahl Ernst Reuters als Oberbür-
germeister und der ebenfalls im Sommer 1947 durch die Kommandan-
tur erfolgten Amtsenthebung von Volksbildungsstadtrat Nestriepke 
(SPD) , der bei der Neuorganisation seines Dezernats nach allen Seiten 
hin, insbesondere zur kommunistischen, eine unerwünschte Selbstän-
digkeit an den Tag gelegt hatte, waren es weitere Vorkommnisse — wie 
unter anderem die Eigenmächtigkeiten des im sowjetischen Sektor 
residierenden Polizeipräsidenten Markgraf ( S E D ) oder das Vorgehen 
der französischen Behörden bei der Demontage der Borsig-Werke in 
Tegel — , die in den Berliner Selbstverwaltungskörperschaften das Ge-
fühl der Ohnmacht gegenüber den Besatzungsmächten verstärkten. 
Verbi t ter t meinte die S P D , daß sie eine solche „Scheindemokratie" 
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nicht länger mehr unterstützen und sich auf die Bewältigung von Not-
aufgaben beschränken wolle. Nicht weniger sorgenvoll äußerten sich 
CDU und LDP über die steigende Zahl alliierter Eingriffe in die verfas-
sungsmäßigen Rechte der Berliner Organe. Nach Uberzeugung aller Par-
teien, außer der SED, mußte die Bevölkerung an der Idee der Demokratie 
zweifeln, würde ihr jedes Vertrauen in das wirklich selbständige Han-
deln der von ihr gewählten Vertreter genommen. 

Die CDU suchte die immer mehr um sich greifende Resignation mit 
dem Vorschlag zu überwinden, durch eine gemeinsame Delegation aus 
Magistratsmitgliedern und Stadtverordneten bei der Kommandantur 
eine Klärung der strittigen Verfassungsfragen herbeiführen zu lassen. 
Nach der Konstituierung eines Sonderausschusses unter Vorsitz von 
Stadtverordnetenvorsteher Suhr am 29. Juli 1947 erzielten alle Beteilig-
ten weitgehende Einigkeit über einen Entwurf der vor den Komman-
danten abzugebenden Erklärung. Als die SED dann aber plötzlich 
gravierende Änderungen verlangte, sah sich Otto Suhr gezwungen, 
sowohl die von der Ausschußmehrheit unterzeichnete als auch die 
eigene Erklärung der SED der Kommandantur einzureichen. 

Auf ihrer 73. Sitzung verhinderte der sowjetische Vertreter mit 
seinem Veto den im Prinzip genehmigten Empfang des Sonderaus-
schusses, der daraufhin ohne Angabe von Gründen abgesagt werden 
mußte. Als einen Tag später aber General Kotikow in einem Interview 
diese Ablehnung begründete, veröffentlichten auch seine westlichen 
Kollegen ihre für den Empfang des Sonderausschusses vorbereiteten 
Erklärungen zur Verfassungssituation. Der Stadtverordnetenvorste-
her mußte daher am 19. September dem Parlament die Vergeblichkeit 
allen Bemühens um eine Beilegung der verfassungsrechtlichen Diffe-
renzen eingestehen, wobei er nach Wertung der einzelnen Stellung-
nahmen es zugleich als eine vielleicht überhaupt unlösbare Aufgabe 
bezeichnete, eine demokratische Selbstverwaltung unter der Befehls-
gewalt einer Alliierten Kommandantur zu gewährleisten. 

Die Tatsache, daß die östliche Seite im Konfliktfalle ihren festen 
Willen stets durchsetzen konnte, galt also weiterhin. Noch im Dezem-
ber sollte diese betrübliche Erfahrung sich wiederum bestätigen, als 
nach einer gezielten kommunistischen Propaganda die sowjetischen 
Militärbehörden die Bürgermeisterin des Bezirks Prenzlauer Berg, Ella 
Kay, wegen angeblicher Sabotage der Holzbeschaffungsmaßnahmen 
und provokatorischen Verhaltens absetzten, was leidenschaftliche 
Auseinandersetzungen zwischen SPD und SED auslöste. Die Sozial-
demokratie mußte durch das systematische Vorgehen der SED im 
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sowjet ischen S e k t o r klar erkennen, daß diese die Einhal tung demokra-
t ischer Spielregeln nun offenbar für obsolet hielt und nichts unversucht 
lassen würde, ihr im Vol lzug der Wahlentscheidung vom O k t o b e r 1946 
verlorengegangenes T e r r a i n gewaltsam zurückzuerobern . D e r zu Be-
ginn des Jahres 1947 gemeinhin nicht als aussichtslos geltende Versuch, 
alle vier Parteien auf dem Boden der Vorläufigen Verfassung zu einer 
loyalen Zusammenarbe i t zu bewegen, war am Ende für die demokrat i -
schen Kräf te in einen K a m p f um ihre nackte E x i s t e n z e ingemündet , der 
gut ein halbes J a h r später zur Blockade und schließlich noch zur T e i -
lung der Stadtverwaltung führen sollte. 

FDGB und UGO 

D e r Aufbau der Gewerkschaftsbewegung in Berlin und in der sowje-
t ischen Z o n e gelang in nicht weniger schnellem T e m p o als jener der 
K P D , was allein schon den best immenden Einfluß der hinter dieser 
Entwick lung stehenden Kräf te s ichtbar m a c h t . Bereits fünf T a g e nach 
Marschall Shukows Befehl N r . 2 zur Wiederzulassung von Parteien 
und Gewerkschaf ten hat te ein „Vorbere i tender Gewerkschaftsaus-
schuß" zur Gründung einer Einhei tsgewerkschaf t aufgerufen. M i t 
H e r m a n n Schl imme, Bernhard G ö r i n g und O t t o Brass für den Allge-
meinen Deutschen Gewerkschaf tsbund, mit R o m a n Chwalek , Hans 
J e n d r e t z k y und Paul W a l t e r für die kommunis t i sche Abspl i t terung 
„Revolut ionäre G e w e r k s c h a f t s - O p p o s i t i o n " , m i t J a k o b Kaiser für die 
Chr is t l i chen und Erns t L e m m e r für die H i r s c h - D u n c k e r s c h e n G e -
werkschaften hat ten ehemals führende Funkt ionäre der früheren 
Richtungs-Gewerkschaf ten diesen Appell unterzeichnet . Kein Zweifel , 
daß ihn die polit isch bewußte Arbei terschaft nach zwölf J a h r e n N S -
Herrschaf t mit Genugtuung und H o f f n u n g begrüßte , schien sie damit 
doch dem T r a u m von der Uberwindung ihrer unseligen und so folgen-
schweren Spaltung endlich der Verwirkl ichung näherzukommen. Z u m 
Jahreswechsel 1945 /1946 zählte der Freie D e u t s c h e Gewerkschaf ts -
bund ( F D G B ) in Berlin bereits eine halbe Mil l ion Mitgl ieder; ein Zei -
chen für den wiedererwachten Wil len zum solidarischen Zusam-
menschluß und zum Wiederaufbau einer demokrat ischen O r d n u n g . 

Im G e g e n s a t z zum spontanen W a c h s t u m an der Basis vollzog sich in 
der Spi tze j edoch eine eiskalt berechnete Steuerung von Seiten der 
K o m m u n i s t e n , die in den Gewerkschaf ten kaum eine V e r t r e t u n g der 
Arbe i tnehmerschaf t zur Durchse tzung besserer Arbei ts - und Sozial-
bedingungen, sondern in erster Linie ein weiteres , ihnen jederzeit ein-
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setzbares Machtinstrument zur Erreichung politischer Ziele sahen. Die 
kurze Zeit sowjetischer Alleinherrschaft in Berlin hatte bereits genügt, 
in der sich bildenden Organisation des FDGB ein ganzes Netz kommu-
nistischer Spitzenfunktionäre einzubauen. So diente der FDGB nach 
den ersten, wegen einiger Ungereimtheiten schon heftig umstrittenen 
Gewerkschafts wählen im Januar 1946 der KPD als wirksame Staffage 
bei der Kampagne für die Verschmelzung beider Arbeiterparteien. Als 
schließlich noch einige der SPD angehörenden führenden Gewerk-
schaftsfunktionäre den trügerischen Einheitsparolen folgen zu müssen 
glaubten, stand der FDGB seit April 1946 fest unter kommunistischem 
Kommando. 

In der Folgezeit spürten viele verantwortungsbewußte Gewerkschaf-
ter den inneren Konflikt zwischen der Einheitssehnsucht und der täg-
lich schwerer zu verdrängenden Erkenntnis, daß die Kommunisten sie 
immer offenkundiger und skrupelloser mißbrauchten. Wurden die er-
sten kommunistischen Übergriffe von den demokratischen Gewerk-
schaftern noch toleriert und darüber aus „Einheitsdisziplin" geschwie-
gen, so sehr drängte die Entwicklung dann zu einer Entscheidung, 
nachdem die kommunistisch gelenkte FDGB-Bürokratie rücksichtslo-
ser zu schalten und walten begann, Funktionäre ein- und absetzte und 
jede Rechenschaftslegung ablehnte. 

Zwar saßen Männer wie Otto Suhr (SPD) und Ernst Lemmer (CDU) 
im Vorstand des FDGB, doch ohne jemals die beherrschende Position 
der Kommunisten bei Wahlen verhindern zu können, die durch ein 
raffiniert undemokratisches System indirekter Wahlen und die sowjeti-
sche Unterstützung in der Alliierten Kommandantur abgedeckt waren. 
Da bei den „Wahlen" im Februar und März 1947 von 45 Vorstandssit-
zen die Kommunisten 34 einnahmen und von den 16 leitenden Funk-
tionären gar 13 prominente SED-Mitglieder waren, sahen sich die 
demokratischen Kräfte gezwungen, eine zunächst in der Organisation 
verbleibende Opposition aufzubauen, in mühseliger Kleinarbeit das 
latent vorhandene Unbehagen vieler Gewerkschafter zu bündeln und 
den Kommunisten Paroli zu bieten. Versuche zur Änderung des Wahl-
systems und der Satzung des FDGB scheiterten allerdings stets am 
sowjetischen Veto, so daß die Unabhängige Gewerkschafts-Opposition 
(UGO) es auf sich nahm, auch unter diesen Bedingungen an den Wah-
len zur Stadtdelegiertenkonferenz 1948 teilzunehmen. 

Da es der UGO trotz aller Anstrengungen mißlungen war, direkte 
Wahlen und die Parteikennzeichnung der Kandidaten durchzusetzen, 
um die verschleierte Front der SED-Mitglieder zu entlarven, bedeutete 


